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Der letzte Verständigungsversuch.

ie Minister sprechenimmer davon-,daß sie mit

demDAbgeordnetenhaufesich zu verstandig»en»wunschen.
Nun, daß sie es wünschen,glauben wir ihnen von

Herzengern Aber mit dem bloßenWunschen·kommt
man im wirklichen Leben nicht so weit, »wie in den

Märchen, die unsere Großmütteruns erzahlen. Man

muß auch etwas thun, und nichtblos etwas, sondern
recht viel, wenn man seineWünschebefriedigtsehenwill.

So ist es auch, wenn man sichmit

Jshngngenzu ver-
«

’n ün t. Da tut man ni
« au, wenn

iiicüriiylsåelbstyzujscgllem,wagi det· fort-eri,
»

immer

nur Nein sagt, unddabei dann« noch haben will, daß
der Andere immer Ja sagen soll zu Allem, was wir

von ihm verlangen. . » »

Sehen wir zu, ob das auf die Minister und die

dneten a t.-

-Abgå3rirhabenpschonvor vierzehn Tagen von dem be-
"kannten Bericht gesprochen,den die Kommission des

Abgeordnetenhausesüber den Entwurf der Regierung
zum Staatshaushaltsetat für das Jahr 1865 abgestattet
hat. Jn- diesem Etatsentwurf sind erstens die Staats-

einnahmiknverzeichnet,auf welche die Minister rechnen,
und zweitens die Ausgaben, welchesie aus demselben
im Laufe des Jahres zu machen gedenken. Schon in

diesemEntwurf selbst war von Seiten der Regierung
ar nichts gethan, was wie ein Handbietenzur Ver-

tändigungausgesehen hätte. Denn, abgesehen von

manchen Steuern, die wie, die Salzsteuer und andere,
gegen den Wunsch des Landes in ihrer ganzen Höhe
und Härte fortbestehensollten, waren vor Allem im

Militäretat in meist noch höherenSummen dieselben
Ausgabenwieder angesetztworden, die das Abgeordneten-

aus schonmehrmals für nicht nothwendigerklärthatte.
ber- außerdemwar der Etatsentwurf auch spater als

Wünschenswerthvorgelegt worden. Die Abgeordneten
bekamenihn erst am 17».Januar 1865 zu Gesichte-Die
Regierun hatte also seit dem 1. Januar schon-angefan-
ger alle ie Ausgabenzu machen,die sie nach Akt. 99
und überhauptnach dem ganzen Sinne und Verstande

der Verfassung doch»erst machen durfte, nachdem das

Abgeordnetenhaussie bewilligt hatte. Dazu hat das
Land Ia schon seitmehr als drei Jahren die Erfahrung
gemachtdaß die Regierung sich in Geldsachenan die

Veschlussed»esAbgeordnetenhausesdurchaus nicht kehrt,
wenn i·e uber die Nothwendigkeit derselben anderer
Ansichtist, als wir und unsere Vertreter. Hätte also
das Abgeordnetenhausdas Sichverständigengerade eben
so verstanden,wie die Regierun , so hätte es die Be-
rathung des Entwurses für’sErsteganz zurückgewiesen
Es hätte,und gewißnicht ohne Grund, gesagt: »Gebt
uns erst Sicherheit dafür,daß Jhk UnsereBeschlüsseso

srespektiren werdet, wie die Verfassung es verlangt, —

dann werden wir mit Euch auch Euren Etatsentwurf
berathen.« «

Aber so sprachendie Abgeordneten-nichtSie wollten
vielmehralles nur irgendMöglichethun, um sichwirklich
und ernstlich mit der Regierungzu verständigenWollten
die Minister auch dann die ihnen wiederum dargebotene
Hand nicht ergreifen, nun, so mußte alle Welt sagen:
»Die Schuld der Abgeordneten ist es nicht, daß die
Verständigungwieder nicht zu Stande gekommenist.«
Darum sollte dieKommissionzur Prüfung des Staats-
haushaltsetatsichuntereinander und zugleichmit den

Ministexnund ihren Kommissariengenau und gründlich
daruber»besprechen,wie bisher mit dem Vermögenund
den Kraftendes Landes gewirthschastetworden war,
und»wiefernerhin,vom Jahre 1865 angefangen, damit

gewirthschaftetwerden müsse,wenn das Vermögenund
die Kräfte des Landes nicht über kurz oder lang auf-

geThit,vielmehrerhalten, gestärktund vermehrtwerden
o en.

Die Kommissionging an’s Werk. Sie vollendete

ihre sehr umfangreiche»und sehr schwierigeArbeit in
der verhäimißmäßigaußerst,kurzenZeit von wenig
Wochen«Der Bericht, den sie abstattete, ist dann in

nicht weniger als zehn SIBUUSEUUnd zwar nach allen
Seiten hin aus das Allergründlicbstevon unseren Ab-

geordnetenin Gegenwart der Minister und ihrer Kom-

missarien besprochenworden. Aber in den ganzen sp
ausführlichenund so gewissenhaftenVerhandlungenhaben



die Minister auch nicht in einem einzigen Punkte
den Abgeordnetennachgegeben.Sie haben erklärt,daß
der Etatsentwurf gar keine wesentlicheAbänderung,
also gar keine wirklicheVerbesserungzulasse, ins-

besondere könne von den Ausgaben für das
Militär nichts von irgend einiger Bedeutung
abgelas sen werden. Ja, derFinanzministerhat ganz
ausdrücklich gesagt, daß die Regierung jetzt-und
in jedem künftigen Jahre die Staatsgelder
ohne Staatshaushaltsgefetz und nur nach ihrem
ei enen Ermessen in dem Falle verausgaben
wurde, daß das Abgeordnetenhaus allein oder

auch in «Uebereinstimmungmit dem Herren-
hause einen Etat annehmen sollte, den die
Minister nicht für annehmbar hielten. Der
Minister legte also den Artikel 99 der Verfassung so
aus, als ob es in demselbennichthieße:»Der Staats-

haushaltsetat wird jährlich durch ein Gesetz
festgestellt«; sondern als wenn die Worte in der Ver-

fassung etwa so lauten: »Der jährlicheStaatshaushalts-
etat wird nur dann durch ein Gesetzfestgestellt,wenn

der Landtag ihn so annimmt, wie die Regierung
es für nöthig erachtet.«
Natürlichwird es herzlichwenig Leute im Lande

eben, die das Verhalten der Minister für gerechtfertigt

kaltenJa, der Finauzminister selbst wird einräumen,
aß durch seine Auslegung des Artikels 99 die ganze

Verfassung allen und ’eden Werth für .das Volk ,
ver-

lieren würde. Aber vie eicht könnte-Dieser oder Jener.

doch noch denken,daß die Abgeordneten wohl auch von

ihrer Seite zu viel gefordert habenmöchten. Darum

müssenwir nochden Beschlußmittheilen,in welchemdas

Abgeordnetenhausam letztenTage der Verhandlungen
seine Ansichtund seine Willensmeinung klar und deut-

lich ausgesprochenhat. Wir theilen diesen Beschlußvin

einer solchenFa ung mit, daßNiemand ihn mißverstehen
kann. Der Jn alt desselbenist folgender:

1) Die Staatsausgaben sind in dem Entwurfeder

Regierung nicht richtig vertheilt. Viel zu hoch
sind sie für das Militär und viel-

Zuniedrig
für produktive oder solcheZwecke, urch welche
der Wohlstand des Landes erhaltenund vermehrt
wird. Es muß mehr Geld für Unterricht und

Wissenschaftund ebenso für Stromregulirungen,
Wegebauten,Landesmeliorationen verwandt wer-

den. Auchmuß man Soldaten und Unteroffiziere,
Unterbeamte und Lehrer besser besolden, damit

sie nicht durch Noth und Sorgen zu unser Aller

Schaden in der Erfüllungihrer Pflichtengehemmt
werden.

2) Die Staatseinnahmen des Jahres Jsslk werden

nach der eigenen Berechnung der Minister die

Einnahmen des Jahres 1864 um beinahe 972
Millionen Thaler übersteigen. Bei sparsamer
Wirthschaftund richti er Vertheilung der Aus-

aben brauchenwir aberso viel Geld nicht. Es
ist daher nicht nöthig,beinake·700,000 Thaler
Gebäudesteuermehr zu erhe en, als ursprünglich

veranlagt war. Ebenso kann die Erinäßiung
drückender und zweckwidrigangelegter Staats-
lasten schonjetzt in Angriff enommen werden-
Der Zuschlagzu den Gerichts osten kann beseitigtund das Salzmonopol kann durcheine mäßige
Salzsteuer ersetztwerden.

Z) Die Ausgabenmüssen immer nur nach dem
wirklichen Bedürfnißund na der wirklichen
Leistungsfähigkeitder Steuer a ter bemessenwer-
den. Auch dürfen die Miniter nicht die Macht
besitzen,nach eigenemErmessen

über diesesMaaß
hinauszugehen Darum it es fchlechtetdins
nothwendig, daß die Minister nicht das Re t

haben, jedes Jahr die direkten Steuern, ins-
besondere Klas·en- und Einkommensteuer,voll
erheben zu la sen. Die Beamten dürfenviel-
mehr immer nur so viel davon erheben,als für
das betreffende Jahr iU dem Staats-
haushaltsgesetze von der Landes-vertre-
tung bewilligt worden ist.

Der Einwand des Finanzministersgegen dendritten
Punkt lief darauf hinaus, daß die Regierung in ihren
Ausgaben nicht dadurchbeschränktwerden dürfe,daßdie
Landecivertretung mit den Ausgaben zugleichdie Höhe
der Einnahmen bestimmen könne. Wir haben jedoch
schon vor vierzehnTagen ezeigt, daß die Rechte des
Landes nicht wohl·dabei bete enköixnen wenn die Re-

gierungso. viel Einnahmen at ,«daß-«fiel such un k
ewilligte Ausgaben machen kann. Die schlimmen-g-

fahrungender letzten drei Jahre habendas ja Jeder-
mann unwiderleglich bewiesen

Auf die beiden erstenPunkte aber wurde von der
Regierung zeierstern-Ideendaß sie die Miritäkaueqabeu
nicht wesentlichbeschanken könne und wolle. 2 DZMM
konnte sie natürlichkeine andere Antwort erhalten,..»«(z
die, daßdie Militärausgabenin Friedenszeitenallerdings
beschränktwerden könnten und müßten, weil sonst
das Land immer ärmer und somit immer wehrloser
würde. Zweitens erwiderte ein Regierungs-Kommissariiis,
daß ein Etat, der nach den Ansichtendes Abgeordneten-
haufes eingerichtetwäre, an 9 Millionen Thaler mehr
in Ausgabe als in Einnahme haben würde. Darauf
aber wurde, insbesonderevon dem Abg. v. Hoverbeck,
geantwortet, daß es keinem Menscheneitlfalle, die alte

Wirthschaftsartschongleich im ersten Jahre sind--
gar umzuwerfen,und mit Einem Schlage eine funkel-
nagelneue an ihre Stelle zu setzen. Dann rechneteer

den Herren Ministern ganz genau vor, daß gleichwohl
auch schon im Jahre 1865 sehr wesentliche Vet-
besserungen und Ersparnisse gemachtwerden könntsty
ohne daß dadurch die Ausgabenirgendwie größerMyr-
den als die Einnahmen- DieseBerechnungwurde Utcht
widerlegt,weil sie nicht widerlegtwerden konnte«

. Jndeßhalf das Alles nichts. Die Minister machten
keine Anerbietungen und setztenallen Erörterungenund
allem Entgegenkommendes Abgeordnetenhausesein ent-

schiedenesNein entgegen.



uld der Abgeordneten ist es daher
Wahrlich nicht, daß TZIchbkeser Versuch einer
Verständigung gescheitert ist. Wenn»wir1edoch
überall und in allen Dinan unsere Schuldigkeitthun,
so wird es schließlichbKMLTUdedochmcht zum Schaden
gereichen»daß »dieMinister mit der Volksvertretung
sichne t verstandigt haben.

Politische Werber-schalt
Pfeils-km Nachdem das Abgeordnetenhaus,wie wir in

der vorigen Nummer gemeldet haben, den Antrag von

Michaelis, daß die Eisenbahnvorlagenerst nach Feststellung
des Budgetsberathen werden sollten, abgelehnthatte, wurden

die verlangten Gelder zu dein Bau derEisenbahnender Re-
gierung bewilligt. Allerdings ging die Kammernichtso weit,
eine Anleihe zu bewilligen,sondern sie ermachtigte die Regie-
rung, das Geld aus dem Eiseiibahnfondzu entnehmen, aber

nichts besto weni er bleibt das Faktum der Bewilligung
außerordentlicherIIelderbestehen.Auf die·Genehmigung
der Eisenbahnvorlagenfolgte die Debatte uber die Bank-

vorlagen der Regierung. Die«von der Regierungnach-
esuchteGenehmigungdzur Errichtung von Banksilialen in

genaußerpreußischeneutschenLändern »wurdevon demAb-

geordnetenhausenach lebhafterDebattenicht ertheilt,weil mein
eine solche Ausdehnungdes Bankinstitutes nicht fur vortheil-
hast hielt, und weil die Gefahr, welche dem Staate daraus

Die Sch

erwachsenkönnte, möglicherweisesehr großeAusdehnung ge-·
drinnen-kann- .

Jn den letzten Sitzungen hat sich das

Abgeordnetenhausvorzugsweisemit Berathung von Petitionen be chäftigt;dabei

haben vor Allem die Petitionen wegen der Anwendungder

Regierungsbefugnisseauf die städtischenWahlen die Aufmerk-
s »eit des Msesauf sich gezogen, und Anlaß zu sehr ein-

ge enden?
« «

"M'·"gegebem·»

-

’

Jetzt endlich hat ie
Regierung

die lange erwartete Marines

vorlage ein ebracht. Jn derselien verlangt die Regierung
zur Herste ung von Schlachtschissen,ur Anschaffungvon

Kanonen und zur Anlegunlgvon Kriegshäfendie Bewilligung
einer Anleihe von 10 Mi ionen. Die ganze nach dem Vor-
lchla e ,nothwendi e Summe beträgt 19 Millionen. Der
Gesegßentwurhde en Einbringung der Krie sminister mit

einigenbefürwortendenWorten begleitete,enthältsehr aus-

thrliche Motive. Er wurde einer Kommissionvon 21 Mit-

giedernzur Vorberathung übergeben.Bei der eingehenden
erathurig, welche dieser Gesetzentwurf in der Kommission

voraussichtlicherfahren wird, läßt sichdemzufolgeein baldiger
Schluß der Landtagssessionnicht erwarten.

Eine der wichtigstenNachrichten der letztenWoche ist die

Auflösungdes geheimenMilitärkabinetes. Der General von

Mante uffel soll zum kommandirenden General des 4. Armee-

»korpsernannt sein, und das zweiteMitglied des Kabinetes, der

Qberstlieutenant von Veges ack, hät auf sein Ansuchenwegen
CUdCiUeruderKränklichkeitdenAbschied erhalten. Man weiß
Zwar Uschksob das Militärkabinetnicht von Neuem durch die

VeruslllägandererMitglieder rekonstruirt wird, indessengiebt
MAU I sur den Augenblickder Hoffnung hin, daß dies

nicht geschehenwerde.

Schlkbwisksplsieiir. Die Erwartungen auf die nächsten
Schritte Preuß»en«s,»falls der sächsischsbaierischeAntra am

Bunde die Maleritat erhalten sollte, sind auf das Höchstege-
siPMnt.Es ist kaumanzunehmen, daßPreußenden Beschluß
FIUsCchingnoriren wirb-Um so mehr-, da Oesterreichoffenbar
Im ehe-isten auf Seite der Mittelstaatenund des Bundes
steht. Wenn man den großenWorten der feudalen Organe

trauen darf, so würde Preußen nach Annahme «enes Antrages
kurzenProzeßmachen, und sichmöglichstschne in den Besitz
des Landes setzen. Die Worte, welche der Kriegsminister
von Roon bei Einbringung der Marinevorlage gesprochen,
daß man jetzt in der Kieler Bucht einen guten Hafen habe,
welchen man behalten werde, lassen allerdings auch auf kein

Nachgebenin dieser Beziehung schließen. »

Jn Kiel ist eine preußischeSchildwache von einem Vor-

übergehendenderart beleidigt worden, daß sie von ihrem
Gewehr Gebrauch machte und dem Fliehenden eine Kugel
UTchsCtUdte·Glücklicherweiseverfehlte dieselbe ihr Ziel, so
daß kein Menschenleben zu beklagen ist. Seit diesemVorfall
beziehen die Wachen ihre Posten mit schußfertigemGewehr.

Nassau. Der Abgeordnete Lang hat den Staatsminister
des Landes, den Fürsten von Wittgenstein, wegen Ehren-
krankungenverklagt-»

Und zwar auf Grund von Aeußerungen,
djeFürst WittgelltelU sich gegen ihn erlaubt hat, als er von

einer Deputation um Aufhebung der Suspendirung der

»Mi»ttelkhei11ischenZeitung«angegangen worden sei. Das

Justizamthat zwar die Klage zurückgewiesen,weil die dienst-
liche Aeußerungeines Beamten nicht Gegenstand einer Arr-

klggegegen ihn sein könne, allein, da nach Angabe des An-

klagersdieAeußerungendes Staatsministers »inMißbrauch«
seiner dienstlichenStellung erfolgt sein sollen, so ist gegen die

EntschelbllngchesJustizamtesRekurs an den Kriminalsenat
des Appellationsgerichts ergangen, dessenBeschlußnoch er-

wartOetåvird
·

a en. Die ultramontane Agitation e en das Mini-
sterium Roggenbach- Lamey hat jetzt eine Zestigkeiterreicht,
welche«dieHoffnung auf »eine Versöhnungzwischen dein

bischoflichenStuhl von Freibur und der Staatsregierung
wenigstensfur hso langeauss ließt, als der dortige hoch-
betagteErzbischofam Lesen bleibt. Sein jüngsterHirtenbrief
schleudertder Regierung unmittelbar den Vorwurf entgegen,
sie habe die mannheimer Exzessehervorgerufen. Die klerikale
Agitatiennutzt jenen Straßenunfug noch immer aus, ob-

gleich
die amtliche Untersuchung keinen Zweifel läßt, daß der-

elbeebenso unbedeutend, als von den Ultramontanen pro-
vozirt war.

· W·iirltrmberg.Die liberale Partei in der Kammer hat
jetzt einen Antrag auf Verfassungsrevisiongestellt. Sie will
dabei die letztenReste von ständischenEinrichtungen, welche
sich»noch in der Volksvertretungvorfinden, beseitigen.und
gleichzeitigeine Erweiterung des Wahlrechts herbeiführen.
»Bayern.Die Regierung hat den Kammern aus freien

StuckeneinenGesetz-Entwurf vorgelegt, demzufolgekünftig-
hin der Staatshaushaltnicht mehr auf sechsJahre, sondern
nur auf zwei Jahre festgestelltwerden soll.

Oestertelch. Der Reichsrath beräth jetzt das Bud et-
und

szwargenehmigtderselbe alle von dem Finanzauss uß
vorgechlageiienStreichungen. Ob in Fol e dessen das

Ministeriumabtreten wird, ist sehr unwahrstseinlichzebAlst-
zweifelhaft ist aber auch eine Auflösungdes Reichskathss

, Frankreich. Jn dem gesetzgebendenKörperfinden in

diesem Augenblickedie Adreßdebattenstatt. Die Opposition
versuchtdie Regierung auf alle»meglicheWeise anzngreifen,
und bei der Abstimmung über ein Amendement,in welchem

größerePreßfreiheitverlangtwurde,»braehtesie es sogar schon
is auf 62 Stimmen. vDiesehr»sturmischenVerhandlungen

machen dem Kaiser wenig Vergnugen,und er sucht die Auf-
merkfamkeit des Publikumssoviel als möglichdavon ab-

zulenken.Ein trefflichesMittelscheinenihm dazu die Pkeßveksvls
ungen, welchewegen unliebsamerBeurtheilung des kaiserlichen
ZserkeæDas Leben des Julius Cäsar, eingeleitet sind.



Unter anderem ist Rogeard, der Verfasser einer sehr schar-
fen Kritik, welche unter dem Titel: ,,Le.s Propos de Lu-
bienus« erschien»zu fünf Jahren Gefängnißverurtheilt
worden. Er kann das ruhig mit ansehen, da er in

Vriisscl in Sicherheit besindet.

Die Solderhiihung für die Unteroffiziere.
Unter den Forderungen, welche in den Resolutionen nieder-

gelegt sind, die das Abgeordnetenhausnach langer, eingehender
ebatte nach dem Antrage der Biidgetkominisssonangenom-

men hat, befindet sitjhdle Nothwendigkeitder Erhöhungdes
Soldes der Unterofsiziereund der Soldaten ausdrücklicherwähnt.
Diese Erhöhng bedingtauch die verlangte Umgestaltung des

Militäretats, und diese Seite der Frage wird ausfiihrlich in den
Motiven des Berichts besprochen,wie sie auch bei der Debatte
GegenstandeingehenderErörterungenwar, wobei die Erledi-

an dieses Gegenstandes allseitigals dringlichbezeichnetwurde.
ir glauben nicht, daß irgendwie eine Verschiedenheitder

Ansichtenüber die Frage, ob die Löhnung der Soldaten zu-
reichend sei oder nicht, herrscht. Jeder in PreußenitSoldat
gewesen oder hat doch einen nahen Verwandten beim Militär

gehabt, und die Last, welche den einzelnen Familien durch die

Verpflegungszuschüsse,die sie ihren Angehörigenbeim Militär
schickenmüssen-auferlegt wird, bildet ein so regelmäßig
wiederkehrendes Kapitel bei den Klagen über den Druck der

Militäreinrichtung,daß wir füglichdiesen Punkt mit Still-
schiveigenübergehenkönnen. Wir können das um so mehr,
als die eiserne Nothwendigkeitin nicht allzulanger Zeit eine

Aenderung in dieser Beziehung herbeiführenwird, da jeder
auch nur vorübergehendeNothstand in den ländlichenKreisen,
der die gewohnten Zuschüsse natürlich unterbrechen würde,
eine Erhöhung des Soldes und der Verpflegung nothwendig
machen würde, wenn nicht inassenhaste Erkrankungen die

Reihen der Bataillone lichten sollen.
Anders aber liegt es mit dein Solde der Unteroffiziere.

Diese erhalten einen für die Befriedigungihrer Lebensbedürf-
nisse scheinbar ausreichenden Sold, und wenn trotzdem auch
bei ihnen Erhöhung sehr dringend befürwortetwird, so liegen
die Gründe dafür theilweise anf einem anderen Gebiete-
Soldat muß ein jeder dienstfähigePreuße werden, und ab-

gesehen von der allgemeinenGerechtigkeithatder Staat
deshalb ihm gegenüberkeine andere Verpflichtung,als ihm
in der Zeit, wo er ihn verhindert, sichselbst seinen Lebens-

unterhalt zu erwerben, ausreichende Kost und Kleidung zu
geben. Unterofsizieraber, wenigstens auf längereZeit, wird
nur derjenige, der es werden will, und der Staat mus;
deshalb Vortheile bieten, die tüchtigeLeute dazu bestimmen
können, sich dieser Laufbahn zu widnien. Was bietet aber
der Staat jetzt! Eine sehr geringe Besoldung während der

Dienstzeit und die Aussicht, nach der Dienstzeit eine Zwil-
versorgungzuerhalten,welche in »demweitaus ineistenFällen
in einein fest mühsamenAmte mit sehr -kärglicherBesoldung
besteht. Das kann heutzutage,wo»sich für jeden nichtganz
unbegabten Menschen in den verschiedenstenIndustriezweigen
die verlockendstenAussichtenbieten, nicht mehr gelingen, um

fähigeLeute, wie sie zur Ausfüllungder Unterofsiziersstellen
gebrauchtwerden, zu bestimmen, sich dieser Laufbahnzu
widmen. Der Mangel in dieser Beziehunghat sich,awie das
allgeniein bekannt ist, schon vielfach gezeigt, und ivurde sich
bei Wiederherstellungder zweijährigenDienstzeit noch mehr
zeigen, indem alsdann die Unterofsiziere, welche Las dein
dritten Jahrgange der bei den Fahnen befindlichenSoldaten

genommen werden, fort fallenwürdem Die Regierung würde

daher auch selbst, davon sind wir überzeugt,sehr gekn eine
Erhöhung-desSoldes der Unterofsizsiereherbeiführen,wenn
dein Uebelstanddamit allein abgeholfen wäre.

Das ist aber nicht zu erwarten. Eine so bedeutende
Erhöhung des Soldes, daß dadurch allein ein Rei -

mittel ausgeübt werten kann, läßt sich nicht wohl
aussiihren. Es musz also neben einer angemesse-
nen Soldeserhöhun» noch ein anderer Faktor ge-
schaffen werden, wel er die Ergreifiingdek Untewfsiziek.
karriere denen, welche Neigung zuin Militärdiensthaben, als
wünschenswertherscheinenläßt« Dieser Andere Faktor ist,
wie das sowohl in der Presse als auch iiii Abgeordnetenhause
schon wiederholt auf das allererentschitdeuste betont worden
ist, die wirkliche und vollständigeFreigebundes Tit-anke-
uients der Unteroffiziere zu Of zieren. Erstwenn dies
geschehenist, wird es nicht mehr an guten Unterofsizieren
fehlen, während die an sich gleichfallsnothwendigeSold-
erhöhungallein dein Mangel nicht abhelfen kann-

Geistliche, Lehrer, Richter.
Jeder, der ein öffentlichesAmt bekleidet, hat edle und

schwere Pflichten zu erfüllen. Aber die heiligsten Verpflich-
tungen sind gerade auf das Amt eines Geistlichen, eines
Lehrers und eines Richters gelegt. Sie sollen die reinen und
geweihten Priester der Wahrheitund des Rechtes sein. Es
ist selbst in guten und gesetzlichenZeiten sehr schwer-,eines
solchen Amtes mit aller Treue und Hingebung zu pflegen.
Noch viel schwereraber ist es in den schlimmenTagen, wo

Gewalt vor Recht geht. Da kann selbst dem wackersten
Manne, wenn erauf der Kanzel oder in der Schulftube die
lautete ungefchmückteWahrheit bei-kündigen --oder auf dem
Richterstuhle ein unparteiisches Urtheil fällen soll, das Hei-z
wohl eiiiinal noch viel stärkerklopfen, als wenn er komman-
dirt
ilvürde,

den Kugeln einer feindlichenBatterie entgegen
zu ge sen.

Und doch verachten wir einen Geistlichenund Lehrer,der
aus Menschenfutcht die Wahrheit verleugnet, mit gutem
Grunde noch weit mehr, als den Feigiing, der indes Schlacht
sich vor dem Feinde verkriecht. Wer aber gar an geweihte-;
Stätte den Mund zur Lüge öffnet, um die Gunst der

Mächtigenoder um Geld und Geldeswerth u gewinnen,
den achten wir für einen viel schlimmeren Betrügerals den,
der uns einen bleiernen Thaler statt eines silbernen in die
Hand giebt. Und wenn ein Richter um schnödenVortheils
willen den unschuldigVerfolgten wider besseresWissenzum
Verluste feines Cigenthums, feiner Freiheit, feines Lebens
verurtheilt, so meinen wir, daß er ein noch viel schwereres
Verbrechen begeht, als der Dieb, der in ein fremdes Haus«
einbricht, oder der Bösewicht,der den Wanderer überfällt
und ermordet.

«

· ·

Jede Sünde, die ein Geistlicher, eiu Lehrer- ein Richter
in ihrem Berufe begehen, ist ein ·dop»pelterund dreifacher
Frevel; denn sie ist zugleich die SchaUdUUgeines heiligen
Amtes.

Bricfkaften.

Herr Bäckerineister G. ·D. in B. Wir werden das Von

Jhnen angeregte Thema nachstensausführlichbesprechen.

Meine Wohnung ist ListKanonierstr. 35-,«2 Treppen.
Das Redaktionslokal der ’erfassungist unverandekt Pote-
dainersir. 20.

Dr. Gustav Lewiiistein.
Druck und Verlag von Franz Du ncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und herausgeben Dr. G. Lewinstein in Berlin.


